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Die Vergabe von Baugrundaufschlüssen ist als Bauleistung auf Grundlage der VOB zu vergeben und 
abzuwickeln. Die Öffentliche Ausschreibung bzw. das Offene Verfahren ist hierbei als Regelfall anzu-
wenden. Bei der Wertung der Angebote gemäß §§ 25 und 25a VOB/A dürfen nur Wertungskriterien be-
rücksichtigt werden, die bereits vorab festgelegt wurden. 
Baugrundgutachten, deren Leistungserbringung nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben werden 
kann und von freiberuflich Tätigen erbracht werden, sind auf Grundlage der VOF zu vergeben. Hin-
sichtlich der Auswahl der Bewerber und Wertung der eingehenden Angebote sind nur die bekannt ge-
machten Auswahl- und Wertungskriterien anzuwenden. Die Wertung erfolgt unter Berücksichtigung von 




Die nachfolgenden Ausführungen können hinsicht-
lich der Komplexität des Vergabe- und Vertrags-
wesens nur einige Aspekte der Thematik behan-
deln. Aus diesem Grunde wird auf die wesentli-
chen Regelungen insbesondere die Vergabekoordi-
nierungsrichtlinie, das Gesetz gegen Wettbewerbs-
beschränkungen (GWB), die Vergabeverordnung 
(VgV), die jeweils geltenden Verdingungsordnun-
gen sowie die verwaltungsintern verbindlich gel-
tenden Vergabehandbücher im Zusammenhang mit 
den Einzelerlassen des BMVBW verwiesen.  
 
 




Das oberste Ziel der Regeln des öffentlichen Auf-
tragswesens ist die Verpflichtung der öffentlichen 
Auftraggeber auf die Beschaffung nach dem Prin-
zip der Wirtschaftlichkeit. Überall dort wo es von 
vornherein keine wettbewerblichen Strukturen 
gibt, fehlt es an einem Mechanismus der den han-
delnden Institutionen den Maßstab der Wirtschaft-
lichkeit aufzwingt. Oft ist ökonomisches Handeln 
nur dort vorhanden, wo unwirtschaftliches Handeln 
letztendlich das Unternehmen in seiner Existenz 
selbst gefährdet. Auch für den öffentlichen Auf-
traggeber sind demnach Regeln und deren Über-
wachung erforderlich, um die Verschwendung oder 
unkontrollierte Verwendung von Steuermitteln zu 
verhindern. Ferner muss der öffentliche Auftrag-
geber als nicht unwesentlicher „Einkäufer“  derart 
reguliert werden, so dass willkürliches Verhalten 
angesichts der potentiell riesigen Nachfrage nicht 
zu Störungen der Märkte führen darf. In diesem 
Zusammenhang ist aus vergaberechtlicher Sicht 
auch die zentrale Beschaffung durch öffentliche 
Auftraggeber in der Regel zu vermeiden. 
Letztendlich schaffen insbesondere die Verdin-
gungsordnungen einheitliche und transparente 
„Spielregeln“ zwischen den öffentlichen Auftrag-
gebern und der Privatwirtschaft. 
  
Als wesentliche Grundsätze gelten bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge insbesondere: 
• das Wettbewerbsgebot 
• das Wirtschaftlichkeitsgebot 
• das Gleichbehandlungsgebot aller Bewerber 
und Bieter 
• der Bewerber- und Bieterschutz 
• die Transparenz des Vergabeverfahrens und 
der Vergabeentscheidung 
 
Grundsätzlich sind im Rahmen aller Vergabever-
fahren, aber auch im Rahmen der Vertragsabwick-
lung alle wesentlichen Feststellungen die von Be-
deutung sind, im Vergabevermerk zeitnah zu do-
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2.2. Randbedingungen für die Vergabe öffentli-
cher Aufträge  
Seit dem 01.01.1999 wurde das sogenannte Verga-
berechtsänderungsgesetz in das GWB mit umfang-
reichen Regelungen über die Vergabenachprüfung 
eingefügt. Durch Einführung der VgV am 
01.02.2001 wurde darüber hinaus der von der EU 
geforderte Bieterschutz gestärkt. Hierbei ist insbe-
sondere §13 VgV zu beachten. Darin ist für alle 
öffentliche Auftraggeber geregelt, dass bei Verga-
ben oberhalb der maßgebenden EG-
Schwellenwerte alle am Vergabeverfahren beteilig-
ten Bieter mit einer Frist von 14 Kalendertagen 
über die beabsichtigte Vergabeentscheidung in-
formiert werden. Eine Zuschlagserteilung ohne, 
dass diese Bieterinformation erfolgt ist oder die 
Frist eingehalten wurde führt zur Nichtigkeit des 
vermeintlich geschlossenen Vertrages, obwohl im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) ein 
Vertrag zustande gekommen wäre.  
Im Falle eines Nachprüfungsverfahrens, das von 
jedem betroffenen Bewerber bzw. Bieter eingelei-
tet werden kann, ist als erste Instanz die Vergabe-
kammer des Bundes in Bonn zuständig.  
Diese entscheidet in der Regel innerhalb von 5 
Wochen. Gegen deren Beschluss kann im Rahmen 
einer zweiwöchigen Widerspruchfrist beim zustän-
digen Oberlandesgericht (OLG) in Düsseldorf 
Berufung eingelegt werden. Weitere gerichtliche 
Mittel sind gegen diese Entscheidung nicht mehr 
möglich.     
Durch das v.g. besteht somit für alle Bewerber und 
Bieter erstmalig in seiner Gesamtheit der Rechts-
anspruch auf Einhaltung der Vergaberegeln gegen-
über den öffentlichen Auftraggebern. 
Seit dem 01.02.2006 gilt die EG-Vergabe-
koordinierungsrichtlinie für die öffentlichen Auf-
traggeber unmittelbar. Diese Richtlinie fasst die 
bisher geltenden Regelungen der Baukoordinie-
rungsrichtlinie, Lieferkoordinierungsrichtlinie und 
Dienstleistungsrichtlinie zusammen.  
Zu beachten sind hierbei insbesondere die Neufest-
legung der maßgebenden Schwellenwerte, die not-
wendigen Angaben zu Wertungskriterien und de-
ren Gewichtung sowie die Festlegung von Min-
destanforderungen für Nebenangebote. 
Die für die o.g. Regelungen maßgebenden Schwel-
lenwerte für EG-weite Ausschreibungen betragen 
für die jeweiligen Verdingungsordnungen: 
 
•  VOB: 5.150 Mio. € 
• VOL: 133.000 € 
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Unterhalb der o.g. Schwellenwerte ist eine Bieter-
information vor Vertragsabschluss nicht erforder-
lich. Bei Vergabeverfahren auf Grundlage der 
VOB können sich die Bewerber oder Bieter im 
Rahmen eines ggf. erforderlichen Nachprüfungs-
verfahren an die jeweilige Nachprüfungsstelle in 
den Wasser- und Schifffahrtsdirektionen (WSD) 
wenden. In den letzten Jahren hat sich die Zahl der 
Nachprüfungsverfahren unterhalb der maßgeben-
den Schwellenwerte deutlich erhöht. In einigen 
wenigen Fällen sind Bieter auch auf dem Ge-
richtsweg gegen die getroffenen Vergabeentschei-
dungen vorgegangen. Dies erfolgte bisher aller-
dings ohne nachhaltigen Erfolg. 
Bei Verfahren auf Grundlage der VOL und VOF 
ist eine Nachprüfung in der Verdingungsordnung 
nicht vorgesehen, so dass etwaige Beschwerden 









Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen  
Bundeshaushaltsordnung 
Verordnung über die Vergabe öffentl. Aufträge 
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3. Vergabe von öffentlichen Aufträgen 
 
3.1 Wahl der Verdingungsordnungen 
Mit Beginn eines geplanten Vergabeverfahrens ist 
zu entscheiden auf Grundlage welcher Verdin-
gungsordnung der öffentliche Auftraggeber die 
von ihm gewünschte Leistung vergeben muss. 
Die VOB gilt in erster Linie für Bauleistungen z.B. 
Neubau einer Brücke. Aber auch bei der Vergabe 
von Leistungen, die im Verhältnis zur Gesamtleis-
tung (hier: Bauleistung) einen geringeren Anteil 
einer anderen Verdingungsordnung zuzuordnenden 
Leistung enthalten z.B. Bau eines Gebäudes inklu-
sive Fahrstuhl (mit Liefer- und Montageanteil 
Fahrstuhl) ist die VOB anzuwenden.   
Auf Grundlage der VOL werden neben Liefer- 
auch Dienstleistungen vergeben, die eindeutig und 
erschöpfend beschrieben werden können. 
Dienstleistungen im Sinne der VOF werden im 
Leistungswettbewerb von freiberuflich Tätigen 
z.B. Ingenieurbüros erbracht und lassen sich nicht 
eindeutig und erschöpfend beschreiben. Die VOF 
gilt nur oberhalb des o.g. Schwellenwertes, wobei 
für die WSV geregelt ist, dass unterhalb des maß-
gebenden Schwellenwertes die VOF sinngemäß 




Das Vergaberecht kennt für Vergaben oberhalb des 
maßgebenden EG-Schwellenwertes insgesamt drei 
Vergabearten: Das Offene Verfahren, das Nicht-
Offene Verfahren und das  Verhandlungsverfahren. 
Diese Vergabearten unterscheiden sich insbesonde-
re in der Auswahl der Bewerber bzw. Bieter und 
der Bindung an den weiteren Verfahrensablauf. 
Vergaben auf Grundlage der VOF bilden hierbei 
die Ausnahme, da deren Aufträge im Rahmen ei-
nes Verhandlungsverfahrens mit vorgeschalteter 
Vergabebekanntmachung vergeben werden. 
Das nationale Vergaberecht ist analog zu den EG-
Vergaberichtlinien durch die Öffentliche Aus-
schreibung, die Beschränkte Ausschreibung und 
die Freihändige Vergabe gekennzeichnet. Für alle 
öffentlichen Auftraggeber z.B. die WSV gilt der 
Grundsatz der Hierarchie der Vergabearten. Somit 
hat das Offene Verfahren bzw. die Öffentliche 
Ausschreibung jeweils Vorrang vor den anderen 
Vergabearten. Diese Rangordnung soll bei sachge-
rechter Anwendung der Vergaberegeln einen brei-
ten Wettbewerb und transparente Vergabeverfah-
ren schaffen.  
 
3.2.1 Offenes Verfahren/Öffentliche Ausschrei-
bung als Regelfall 
 
Das Offene Verfahren/die Öffentliche Ausschrei-
bung auf Grundlage von VOB und VOL sowie das 
Verhandlungsverfahren mit öffentlicher Vergabe-
bekanntmachung für die Vergaben gemäß VOF 
sind der maßgebende Regelfall für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge. Abweichungen sind nur in 
wenigen – im Vergabevermerk zu begründenden - 
Fällen zulässig. Jedes unzulässiges Abweichen von 
diesem Regelfall stellt insbesondere ein wesentli-
ches Kriterium für die Vergabe öffentlicher Auf-
träge in Frage, das Wettbewerbsgebot. 
Durch das Offene Verfahren bzw. die Öffentliche 
Ausschreibung wird der Bewerberkreis nicht von 
vornherein beschränkt, das Vergabeverfahren ist 
förmlich streng und in seinen einzelnen Schritten 
für Dritte nachvollziehbar geregelt. 
 
 
3.2.2 Ausnahmen vom Regelfall 
Es sind nur wenige Ausnahmen vom Offenen Ver-
fahren/von der Öffentlichen Ausschreibung zuläs-
sig. Diese Ausnahmen sind in den Verdingungs-
ordnungen aufgeführt. Die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs legt die berechtigten 
Ausnahmevorschriften eng aus, so dass nur in we-
nigen Ausnahmefällen z.B. ein Verhandlungsver-
fahren bzw. die Freihändige Vergabe (Ausnahme: 




Teilnahmewettbewerbe dienen in erster Linie zur 
Markterkundung im Zusammenhang mit einem 
Nicht-Offenen Verfahren/einer Beschränkten Aus-
schreibung oder einem Verhandlungsverfah-
ren/einer freihändigen Vergabe. Grundsätzlich ist 
davon auszugehen, dass jeder Markt regelmäßig 
Veränderungen unterworfen ist. Dies bedeutet auch 
bei bekannten Marktsegmenten im Aufgabenbe-
reich der WSV, dass auch bei einer sachgerecht 
begründetem(n) Verhandlungsverfahren 
/Freihändigen Vergaben regelmäßig Teilnahme-




4. Ausschreibung, Vergabe und Vertragsab-
wicklung von Baugrundaufschlüssen      
 
4.1 Aufstellung der Vergabeunterlagen 
Zu Beginn eines Vergabeverfahrens muss nachdem 
die Vergabeunterlagen aufgestellt wurden, zu-
nächst die geeignete Verdingungsordnung gewählt 
und im Vergabevermerk dokumentiert werden. 
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Bereits zu Beginn jeder geplanten Maßnahme ist 
mit dem Vergabevermerk zu beginnen.  
Die Durchführung von Baugrundaufschlüssen fällt 
im Sinne von §1 VOB/A als Bauleistung in den 
Anwendungsbereich der VOB. In Abhängigkeit 
von der Höhe des geschätzten Auftragswertes er-
folgt die Ausschreibung entweder EG-weit im 
Offenen Verfahren oder aber national als Öffentli-
che Ausschreibung. 
In den Verdingungsunterlagen sind alle Rechte und 
Pflichten der Auftraggeber und potentiellen Auf-
tragnehmer zu regeln. Neben technischen Vor-
schriften z.B. Leistungsbeschreibung, einschlägige 
Zusätzliche Technische Vertragsbedingungen be-
inhaltet dies auch rechtliche Regelungen z.B. die 
VOB/B, Zusätzliche Vertragsbedingungen, Beson-
dere Vertragsbedingungen. 
 
4.2 Ablauf des Vergabeverfahrens 
Die Bekanntmachung einer Maßnahme erfolgt in 
den nationalen Ausschreibungsblättern und Sub-
missionsanzeigern bzw. im Internet. Beim Errei-
chen bzw. Überschreiten des maßgeblichen 
Schwellenwertes ist die Ausschreibung auch zu-
sätzlich im EG-Amtsblatt zu veröffentlichen. Bei 
einer Ausschreibung oberhalb der maßgeblichen 
Schwellenwerte sind neben den Basisparagraphen  
insbesondere auch die Regelungen des Abschnittes 
2 der VOB/A („a-Paragraphen“) zu beachten. 
Nach Anforderung der Unterlagen durch die Be-
werber erfolgt der Versand der Vergabeunterlagen. 
Dabei sind die in der Verdingungsordnung ange-
gebenen Fristen einzuhalten.  
Im Rahmen der festgelegten Angebotsfrist können 
die Bewerber ein Angebot abgeben. Im unmittelba-
ren Anschluss an die abgelaufene Angebotsfrist 
erfolgt durch Mitarbeiter der Vergabestelle, die 
ansonsten nicht am Vergabeverfahren beteiligt 
sind, die Angebotseröffnung.  
 
4.3 Prüfung und Wertung der Angebote 
Nachdem die formale Prüfung und rechnerische 
Prüfung durch Mitarbeiter, die nicht an der Verga-
be der Leistung beteiligt sind, abgeschlossen wur-
de, werden die eingegangenen Angebote insbeson-
dere hinsichtlich etwaiger Nebenangebote, wenn 
diese zugelassen sind, sowie der Preis auf seine 
Angemessenheit geprüft und das gesamte Angebot 
bewertet.  
Hinsichtlich der Beurteilung der Eignung der Bie-
ter sollten insbesondere auch die Erfahrungen an-
derer Dienststellen herangezogen werden. Durch 
die mittlerweile oberhalb der Schwellenwerte gel-
tende Vergabekoordinierungsrichtlinie sind bei 
EG-weiten Vergaben auch Angebote von Unter-
nehmen zulässig, die sich bei der Eignungsprüfung 
auch anderer Unternehmen (z.B. als Subunterneh-
mer) bedienen dürfen. 
An Nebenangebote sind dieselben Anforderungen 
wie an Hauptangebote zu stellen. Diese müssen die 
Mindestanforderungen für Nebenangebote voll-
ständig erfüllen. Ferner müssen die Nebenangebote 
auch so detailliert abgegeben werden, dass sie mit 
dem Hauptangebot verglichen werden können. 
Ggf. sind im weiteren Verlauf der Angebotsprü-
fung Aufklärungsgespräche zum Angebotsinhalt 
auf Grundlage von § 24 VOB/A zu führen, wobei 
Preisverhandlungen, hierzu gehört u.a. auch die 
Berichtigung fehlerhafter Haupt- und Nebenange-
bote, unzulässig sind.  
 
4.4 Zuschlagserteilung und Vertragsabschluss  
Grundsätzlich darf gemäß § 25 VOB/A der Zu-
schlag nur auf das wirtschaftlichste Angebot erteilt 
werden. Die Vergabestelle hat hierbei einen Beur-
teilungsspielraum, so dass nicht zwangsläufig das 
Angebot mit dem niedrigsten Preis den Zuschlag 
erhält. Unter Berücksichtigung der spätestens in 
den Vergabeunterlagen bekanntgemachten Wer-
tungskriterien können neben dem Preis auch ande-
re Kriterien wie die Qualität, Ausführungsfrist, 
Betriebs- und Folgekosten ggf. von Bedeutung 
sein.  
Das Ziel jeder Ausschreibung ist der Vertragsab-
schluss. Nur wenn schwerwiegende Gründe vorlie-
gen ist eine Aufhebung zulässig. Die geltende 
Rechtsprechung stellt hieran strenge Anforderun-
gen.  
Im Rahmen aller Vergabeverfahren oberhalb der 
maßgeblichen Schwellenwerte ist vor dem rechts-
kräftigen Vertragsabschluss der Auftraggeber ver-
pflichtet alle Bieter zu informieren, deren Angebo-
te nicht berücksichtigt werden sollen. Hierbei ist 
über den Namen des erfolgreichen Bieters sowie 
den Grund der Nichtberücksichtigung des jeweili-
gen Angebotes zu informieren. Diese Information 
muss die Vergabestelle 14 Kalendertage vor Ver-
tragsabschluss an alle nicht-berücksichtigten Bieter 
absenden. Die Information an den erfolgreichen 
Bieter und somit potentiellen Auftragnehmer hat 
selbstverständlich ebenfalls zu erfolgen.  
 
4.5 Vertragsabwicklung 
Die Vertragsabwicklung erfolgt auf Grundlage des 
abgeschlossenen Vertrages sowie der als Ganzes 
vereinbarten VOB/B. Grundsätzlich werden alle 
Leistungen durch die vereinbarten Preise vom Auf-
traggeber abgegolten, wozu auch Nebenleistungen, 
die auch ohne Erwähnung im Vertrag zur Leis-
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tungserbringung gehören, zählen. Alle Änderungen 
des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
 
4.5.1 Rechte und Pflichten des Auftraggebers 
und Auftragnehmers 
Die Rechte und Pflichten von Auftraggeber und 
Auftragnehmer ergeben sich aus dem geschlosse-
nen Vertrag. Geregelt sind diese sowohl in den 
technischen Regelungen (Leistungsbeschreibung, 
ZTV, ATV) als auch in den rechtlichen Regelun-
gen (BVB, ZVB) und insbesondere durch die Ver-
einbarung der VOB/B. 
Der Auftraggeber hat alle für die Ausführung not-
wendigen Unterlagen dem Auftragnehmer recht-
zeitig und unentgeltlich vor Baubeginn zu überge-
ben. Hierzu gehören z.B. Zeichnungen oder alle 
erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigun-
gen und Erlaubnisse (siehe auch §§ 3 und 4 
VOB/B). Ebenso müssen alle notwendigen Erlaub-
nisse oder Betretungsrechte für die Durchführung 
von Baugrundaufschlüssen vorliegen. Dies gilt 
auch für das Befahren von Privatwegen oder Pri-
vatgrundstücken.  
Neben den v.g. Verpflichtungen hat der Auftrag-
geber hingegen das Recht, die vertragsgemäße 
Ausführung der Leistung zu überwachen. Hierzu 
muss der Auftragnehmer dem Auftraggeber u.a. 
auch die Möglichkeit einräumen Produktionsstät-
ten oder die Lagerstätten von Bauteilen oder Stof-
fen zu betreten. Dies gilt z.B. auch für die Lager-
stätten der Bohraufschlüsse. 
Ferner darf der Auftraggeber Anordnungen für die 
vertragsgemäße Ausführung der Leistung treffen, 
wobei der Auftragnehmer zwar ggf. Bedenken 
äußern kann, aber dennoch diesem Verlangen, 
wenn nicht gesetzliche oder behördliche Bestim-
mungen entgegenstehen, nachkommen muss. Al-
lerdings besitzt der Auftragnehmer, sollte es sich 
nicht um eine vertraglich vereinbarte Leistung 
handeln, hieraus dann einen zusätzlichen Vergü-
tungsanspruch. 
Im Rahmen der Aufgabenerledigung muss der 
Auftragnehmer neben seinen vertraglichen Ver-
pflichtungen auch die anerkannten Regeln der 
Technik beachten. Die für die Ausführung der 
Arbeiten verwendeten Materialien und Geräte z.B. 
die Bohrgeräte sind vom Auftragnehmer entspre-
chend zu sichern, so dass von diesen keine Gefahr 
auf die Umwelt ausgeht. Dies gilt ebenso für die 
Ausführung von Aufschlussbohrungen, die zu kei-
ner Gefährdung der wasserbaulichen Anlagen füh-
ren dürfen. Der Auftragnehmer hat diese Siche-
rungsmaßnahmen in der Regel unentgeltlich 
durchzuführen.  
Besteht die Gefahr, dass durch die Bauarbeiten des 
Auftragnehmers Dritte geschädigt werden, z.B. 
durch Erschütterungen, Grundwasserabsenkungen, 
so sind rechtzeitig vor Baubeginn entsprechende 
Zustandsfeststellungen zu treffen und in einem 
Protokoll zu dokumentieren, das von dem Dritten 
schriftlich anzuerkennen ist. 
Grundsätzlich sind alle wesentlichen Bauumstände 
in Schreiben, Vermerken und insbesondere im 
Bautagebuch zu dokumentieren, so dass insbeson-
dere hinsichtlich möglicher Nachtragsforderungen 
die Sachstandsprüfung umfassend erfolgen kann. 
  
4.5.2 Kontrolle der Leistungserbringung hin-
sichtlich eines zeitgerechten Vertragsablaufs 
Die Einhaltung des Bauzeitenplans und somit der 
vertraglich vereinbarten Fristen ist ständig vom 
Baubevollmächtigten und dem jeweiligen Bauauf-
seher zu überwachen. Bei Abweichungen sind die 
Auswirkungen auf die Vertragsfristen und ggf. 
auch auf den Bauablauf anderer Auftragnehmer zu 
prüfen und zu dokumentieren. Für den Fall, dass 
mit einer Überschreitung einer Vertragsfrist ge-
rechnet werden muss, ist vom Auftraggeber zu 
prüfen und zu entscheiden, ob von Seiten des Auf-
traggebers diese „Vertragsverletzung“ hingenom-
men werden kann. Hierbei sind insbesondere § 5 
Nrn. 3 und 4 VOB/B zu beachten.   
Grundsätzlich sollte in diesem Zusammenhang der 
Auftragnehmer schriftlich aufgefordert werden 
seine Leistung fristgerecht auszuführen, wobei dies 
nicht die „Inverzugsetzung“ und deren Rechtsfol-
gen ersetzt. 
Jede Leistungsänderung, die eine Vertragsände-
rung darstellt und ggf. zu weitreichenden Vergü-
tungsfolgen z.B. einer Bauzeitverlängerung führen 
kann, muss durch den Auftraggeber genehmigt 
werden. 
 
4.5.3 Mängel bei der Leistungsausführung hin-
sichtlich qualitativer Aspekte 
„Störungen“ im vertragsrechtlichen Sinne können 
zu Abweichungen der ursprünglich ausgeschriebe-
nen Leistung führen. Beispiele hierfür sind z.B. 
Leistungsänderungen, Behinderungen und Unter-
brechungen der Ausführung, Hochwasser, Mängel.  
Mangelhafte oder vertragswidrige Leistungen sind 
vom Auftraggeber unverzüglich schriftlich zu be-
anstanden und für die Beseitigung der Mängel ist 
dem Auftragnehmer eine angemessene Frist einzu-
räumen. Sämtliche Prüfungsergebnisse und etwai-
ge Beanstandungen sind schriftlich im Bautage-
buch zu dokumentieren. Aus Gründen der Beweis-
sicherung sind ggf. Rückstellproben zu entnehmen. 
Bei etwaigen Meinungsverschiedenheiten ist auf 
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der Grundlage von § 18 Nr. 3 VOB/B zu handeln. 
Hierbei besteht für jede Vertragspartei die Mög-
lichkeit, nach vorheriger Anzeige des Vorhabens, 
eine staatliche oder staatlich anerkannte Material-
prüfungsstelle als „Moderator“ einzuschalten. 
Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Verstöße gegen 
die Vertragsbedingungen Zweifel an der Zuverläs-
sigkeit des Auftragnehmers begründen, die bei 




5. Vergabe und Abwicklung von Baugrund- 
und Gründungsgutachten 
 
5.1 Wahl der Verdingungsordnung 
Grundsätzlich ist zu prüfen, ob die gewünschte 
Leistung, also die Erstellung eines Baugrund- und 
Gründungsgutachtens, von freiberuflich Tätigen 
erbracht wird und ob diese Dienstleistung nicht 
eindeutig erschöpfend zu beschreiben ist. Als frei-
beruflich Tätige sind gemäß §18 Abs.1 Nr.1 EstG 




5.2.1 Offenes Verfahren/Öffentliche Ausschrei-
bung 
Für den Fall, dass die v.g. Dienstleistung eine der 
o.g. Bedingungen nicht erfüllt, ist das Offene Ver-
fahren bzw. die Öffentliche Ausschreibung auf 
Grundlage der VOL/A anzuwenden. 
 
5.2.2 Verhandlungsverfahren mit Vergabebe-
kanntmachung 
Ist die vorgesehene Dienstleistung nicht eindeutig 
und erschöpfend zu beschreiben und wird diese 
von freiberuflich Tätigen gemäß o.g. Definition 
erbracht, so sind die Regelungen der VOF anzu-
wenden. Diese Vergaben auf der Grundlage der 
VOF erfolgen durch ein Verhandlungsverfahren 
mit vorheriger Vergabebekanntmachung.  
Nur in wenigen - in der VOF abschließend aufge-
zählten Ausnahmetatbeständen - darf auf eine Ver-
gabebekanntmachung verzichtet werden. Dies ist 
dann im Vergabevermerk zu begründen. 
Bei der sinngemäßen Anwendung der VOF unter-
halb des maßgebenden Schwellenwertes ist die 
gleiche v.g. Vorgehensweise zu berücksichtigen 
bzw. es sind die entsprechenden Regelungen in der 




5.3.1 Aufstellung der Vergabeunterlagen 
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich 
auf Vergaben oberhalb des maßgebenden EG-
Schwellenwertes. Für alle anderen Vergaben ist die 
VOF in sinngemäßer Form - und somit die nach-
folgenden Regelungen - anzuwenden, so dass auch 
für diese Vergaben die Einhaltung von § 7 Bun-
deshaushaltsordnung (BHO) gewährleistet ist.  
Zu Beginn eines Vergabeverfahrens muss bevor 
die Vergabeunterlagen aufgestellt wurden, zu-
nächst die geeignete Verdingungsordnung gewählt 
und im Vergabevermerk dokumentiert werden. 
Die Vergabe von Baugrund- und Gründungsgut-
achten fällt in Abhängigkeit der Beschreibbarkeit 
der Leistung in den Anwendungsbereich der VOL 
oder aber VOF (siehe Ziff. 5.1). In der Regel ist 
davon auszugehen, dass die Erstellung eines Bau-
grundgutachtens nicht eindeutig und erschöpfend 
beschreibbar ist sowie von freiberuflich Tätigen 
durchgeführt werden und somit in den Anwen-
dungsbereich der VOF fällt. In Abhängigkeit von 
der Höhe des geschätzten Auftragswertes erfolgt 
die Ausschreibung entweder EG-weit im Verhand-
lungsverfahren nach vorheriger Vergabebekannt-
machung oder aber national in sinngemäßer An-
wendung der VOF. 
In den Vergabeunterlagen sind alle Rechte und 
Pflichten des Auftraggebers und potentieller Auf-
tragnehmer zu regeln, wobei zu berücksichtigen 
ist, dass die VOF keine Regelungen hinsichtlich 
der Vertragsabwicklung enthält. Dies bedeutet, 
dass alle vertraglichen Rechte und Pflichten der 
Vertragspartner durch das Bürgerliche Gesetzbuch 
(BGB) oder aber durch zusätzliche zu vereinbaren-
de Vertragsbedingungen z.B. AVF-W geregelt 
werden müssen.  
Die Honorarordnung für Architekten und Ingenieu-
re (HOAI) ist eine Vergütungsordnung. Sie enthält 
keine Regelungen über die Vergabe oder Abwick-
lung von Architekten- und Ingenieurleistungen, 
sondern stellt lediglich einen "Gebührentatbestand" 
dar. Sie enthält keine Anspruchsgrundlage über 
den vertraglich vereinbarten Leistungsumfang. Die 
zu erbringenden Leistungen sind somit im Vertrag 
genau zu beschreiben.  
 
5.3.2 Ablauf des Vergabeverfahrens 
 
5.3.2.1 Auswahl- und Wertungskriterien 
Grundsätzlich sind bereits vor Beginn des Verga-
beverfahrens die Auswahl- und Wertungskriterien 
im Vergabevermerk festzulegen. Das Vergabever-
fahren auf Grundlage der VOF ist im Vergleich zur 
VOB oder VOL als weniger formstreng zu be-
zeichnen. Dennoch sollte auch unter Berücksichti-
gung der Manipulation- und Korruptionsprävention 
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auf eine transparente und für Dritte nachvollzieh-
bare Vergabeentscheidung geachtet werden. 
Nach erfolgter Vergabebekanntmachung werden 
unter Berücksichtigung der in der Bekanntma-
chung aufgeführten Auswahlkriterien die geeigne-
ten Bewerber anhand ihrer Teilnahmeanträge aus-
gewählt.  
 
5.3.2.2 Anzahl der Teilnehmer 
Die Anzahl der im Vergabeverfahren aufzufor-
dernden geeigneten Bewerber, ist von der Verga-
bestelle bereits in der Bekanntmachung festzulegen 
und  darf gemäß § 10 Abs. 2 VOF nicht unter drei 
liegen. 
 
5.3.2.3 Auftragsgespräche/Prüfung und Wer-
tung der Angebote 
Im Rahmen sogenannter Auftragsgespräche wird 
mit allen Bewerbern der Bewerber ermittelt, der 
die Gewähr für eine sachgerechte und qualitätsvol-
le Leistungserfüllung bietet. Im Zusammenhang 
mit den Auftragsgesprächen werden die eingehen-
den Angebote anhand der Wertungskriterien (Auf-
tragskriterien) geprüft und bewertet. Die hierfür 
angewandten Kriterien müssen spätestens in den 
Vergabeunterlagen den ausgewählten Bewerbern 
bekannt gemacht werden. Die Wertung erfolgt 
insbesondere auf Grundlage von § 16 Nr. 2 VOF. 
Kriterien, die bereits bei der Auswahl der Bewer-
ber herangezogen wurden, bleiben hierbei unbe-
rücksichtigt.  
 
5.3.2.4 Zuschlagserteilung und Vertragsab-
schluss 
Grundsätzlich darf gemäß §16 VOF der Zuschlag 
nur auf das Angebot erteilt werden, das unter Be-
rücksichtigung aller Wertungskriterien, die best-
mögliche Leistung erwarten lässt.  
Im Rahmen aller EG-weiten Vergabeverfahren ist 
vor dem rechtskräftigen Vertragsabschluss der 
Auftraggeber verpflichtet alle Bieter zu informie-
ren (siehe hierzu Ziff. 4.4). 
 
5.4 Vertragsabwicklung 
Im Gegensatz zur VOL/B, die als Ganzes zu ver-
einbaren ist, enthält die VOF wie oben bereits er-
wähnt keine Regelungen zur Vertragsabwicklung.  
Dies bedeutet, dass alle vertragsrechtlichen Fragen, 
die über die Regelungen des BGB hinaus getroffen 
werden müssen, im Vertrag abschließend aufzu-
nehmen sind. 
Im Rahmen der Vertragsabwicklung sind alle we-
sentlichen Bauumstände in Schreiben und Vermer-
ken zu dokumentieren. 
 
5.4.1 Rechte und Pflichten des Auftraggebers 
und Auftragnehmers 
Die vom Auftragnehmer erbrachten Leistungen 
müssen den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entspre-
chen. Dabei hat der Auftragnehmer bei seiner Leis-
tungserfüllung die schriftlichen Anordnungen des 
Auftraggebers zugrunde zu legen und etwaige Be-
denken dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen.  
Für den Fall, das nicht vereinbarte Leistungen an-
fallen, die der Auftraggeber im Zusammenhang 
mit der Vertragsabwicklung fordert, hat der Auf-
tragnehmer diese zu übernehmen, wobei die sich 
hieraus sich ergebenden Vergütungsfragen vor 
Leistungsbeginn zu vereinbaren sind.  
 
5.4.2 Kontrolle der Leistungserbringung 
Eine regelmäßige Kontrolle über den Stand der 
Leistungserbringung ist im Vertrag zu vereinbaren. 
Hierzu können ggf. für in sich abgeschlossene 
Teilleistungen Zwischentermine vereinbart wer-
den, bei denen der Auftraggeber den Stand der 
Aufgabenerledigung beurteilen kann. 
Die Gesamtleistung gilt als erfüllt, wenn alle aus 
dem Vertrag geschuldeten Leistungen im wesentli-
chen mängelfrei erbracht und vom Auftraggeber 
abgenommen wurden. 
 
5.4.3 Mängel bei der Leistungsausführung 
Der Auftragnehmer ist verpflichtet eine mängel-
freie Leistung dem Auftraggeber zu übergeben.  
Ein vom Auftraggeber erkannter Mangel ist sofort 
schriftlich beim Vertragspartner zu rügen. Die 
etwaige notwendige Überarbeitung der bereits 
erbrachten Leistungen, unter der Voraussetzung 
einer unveränderten Aufgabenstellung, begründen 
in der Regel keinen Anspruch auf eine zusätzliche 
Vergütung.  
Da Baugrundgutachten bei den anschließenden 
Baumaßnahmen hinsichtlich einer qualitätsorien-
tierten Vertragsabwicklung von besonderer Bedeu-
tung sind, ist auf eine mangelfreie Leistung gestei-
gerter Wert zu legen. Dies bekommt mit Blick auf 
aktuelle Baumaßnahmen eine besondere Bedeu-
tung, da immer häufiger von den Auftragnehmern 
der anschließenden Baumaßnahmen im Rahmen 
der Vertragsabwicklung, die vom Auftraggeber zur 
Verfügung gestellten Baugrundgutachten ange-
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6. Änderungen im Vergabe- und Vertrags-
recht 
Die v.g. Grundlagen im Vergabe- und Vertrags-
recht stehen weiterhin im Hinblick auf eine 
„Verschlankung“ des Vergaberechts zur Dispositi-
on. Dies gilt auch, obwohl die Vergabekoordinie-
rungsrichtlinie (VKRL) der EU mit Wirkung zum 
01.02.2006 unmittelbar gilt. 
Nach Abschluss der Umgestaltung des deutschen 
Vergaberechts (Liberalisierung und „Verschlan-
kung“) sind weitere Veränderungen in der Aufga-
benerledigung zu erwarten.  
Es ist aber bereits jetzt feststellbar, dass vorhande-
ne klare Regelungen entfallen bzw. durch unbe-
stimmte Rechtsbegriffe ersetzt werden. Die WSV 
wird sich auf den Umgang mit dem sich abzeich-
nenden ungewissen und immer stärker vom Rich-




Die Vergabe von Baugrundaufschlüssen ist als 
Bauleistung auf Grundlage der VOB zu verge-
ben und abzuwickeln. Die Öffentliche Ausschrei-
bung bzw. das Offene Verfahren ist hierbei als 
Regelfall anzuwenden. Bei der Wertung der Ange-
bote gemäß §§ 25 und 25a VOB/A dürfen nur 
Wertungskriterien berücksichtigt werden, die be-
reits vorab festgelegt wurden. 
Baugrundgutachten, deren Leistungserbringung 
nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben wer-
den kann und von freiberuflich Tätigen erbracht 
werden, sind auf Grundlage der VOF zu verge-
ben. Hinsichtlich der Auswahl der Bewerber und 
Wertung der eingehenden Angebote sind nur die 
bekannt gemachten Auswahl- und Wertungskrite-
rien anzuwenden. Die Wertung erfolgt unter Be-
rücksichtigung von §16 Nr. 2 VOF. 
Grundsätzlich sind in allen Vergabeverfahren un-
abhängig von der gewählten Verdingungsordnung 
und der jeweiligen Vergabeart alle für das Verga-
beverfahren maßgebenden Feststellungen in einem 
Vergabevermerk auch für Dritte nachvollziehbar 
zu dokumentieren und zu begründen. Mit dem 
Vergabevermerk ist bereits im Rahmen der Maß-
nahmenplanung zu beginnen. 
Die häufigen Änderungen der Vergabevorschriften 
insbesondere aufgrund von gesetzlichen Vorgaben 
erfordern bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
eine hohe Sachkenntnis und ein regelmäßiges An-
passen des eigenen Wissensniveaus. Die bevorste-
henden Veränderungen im Vergabe- und Vertrags-
recht sind weiterhin von den Vergabestellen inten-
siv zu begleiten. 
